
FÜR UNTERNEHMER

Überbrückungshilfe wird verlängert, 
ausgeweitet und vereinfacht
Die Überbrückungshilfe wird  in  den Monaten September 
bis Dezember  fortgesetzt. Das Hilfsprogramm unterstützt 
kleine  und  mittelständische  Unternehmen  sowie  Solo­
selbstständige und Freiberufler, die von den Maßnahmen 
zur  Pandemie­Bekämpfung  besonders  stark  betroffen 
sind, mit nicht­rückzahlbaren Zuschüssen zu den betrieb­
lichen Fixkosten. 

Folgende Änderungen werden am Programm vorgenom­
men: 

1.  Flexibilisierung  der  Eintrittsschwelle:  Zur Antragstel­
lung berechtigt sind künftig Antragsteller, die entweder

•  einen Umsatzeinbruch  von mindestens  50 %  in  zwei 
zusammenhängenden  Monaten  im  Zeitraum April  bis 
August  2020  gegenüber  den  jeweiligen  Vorjahresmo­
naten oder

• einen Umsatzeinbruch von mindestens 30 % im Durch­
schnitt  in  den  Monaten April  bis August  2020  gegen­
über dem Vorjahreszeitraum verzeichnet haben.

    1. Ersatzlose Streichung der KMU­Deckelungsbeträge 
von 9.000 EUR bzw. 15.000 EUR.

   2. Erhöhung der Fördersätze. Künftig werden erstattet

• 90 % der Fixkosten bei mehr als 70 % Umsatzeinbruch 
(bisher 80% der Fixkosten),

•  60  %  der  Fixkosten  bei  einem  Umsatzeinbruch  zwi­
schen 50 % und 70 % (bisher 50 % der Fixkosten) und

•  40  %  der  Fixkosten  bei  einem  Umsatzeinbruch  von 
mehr als 30 %  (bisher bei mehr als 40 % Umsatzein­
bruch).

1. Die Personalkostenpauschale von 10 % der förderfähi­
gen Kosten wird auf 20 % erhöht.

2. Bei der Schlussabrechnung sollen künftig Nachzahlun­
gen ebenso möglich sein wie Rückforderungen.

Wie schon das laufende wird auch das neue Programm in 
einem  vollständig  digitalisierten  Verfahren  beantragt  und 
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Da das Covid-19-Virus weiterhin unseren Alltag bestimmt, hat un-
sere Regierung das Hilfsprogramm zur Überbrückung der Coro-
na-Krise verlängert, ausgeweitet und vereinfacht. Weitere Details
zu den Inhalten sowie zur Antragstellung und –bearbeitung finden
Sie zusammengefasst auf Seite 1 und 2.

Um den Arbeitsmarkt auch im Jahr 2021 zu stabilisieren, hat das
Bundeskabinett das Erfolgsmodell Kurzarbeit verlängert. Gleichzei-
tig leistet die Bundesregierung damit einen Beitrag zu einer zügi-
gen und nachhaltigen wirtschaftlichen Erholung wenn die Pande-
mie überwunden ist. Näheres dazu lesen Sie in unserem Brief auf
Seite 2.

Die Modernisierung des Wohnungseigentumsgesetzes ist be-
schlossen, wodurch u. a. bauliche Veränderungen, insbesondere
Maßnahmen, die zu nachhaltigen Kosteneinsparungen führen

 

oder die Wohnanlage in einen zeitgemäßen Zustand versetzen, ver-
einfacht werden. Weitere Eckpunkte finden Sie auf Seite 2 und 3.

Weitere Beschlüsse aus dem Klimaschutzprogramm 2030 werden
mit der Zustimmung zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes
umgesetzt. Die Details lesen Sie unter der Rubrik "Einkommen und
Persönliche Vorsorge".

Die Digitalisierung schreitet mit der Bewilligung des Patientendaten-
schutzgesetzes im Gesundheitswesen weiter voran. So sind die
Krankenkassen ab 2021 verpflichtet, ihren Versicherten eine elektro-
nische Patientenakte anzubieten. Wie genau das aussieht, finden
Sie auf Seite 4.
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bearbeitet  werden  können.  Die  Mittel  dafür  werden  von 
dem für die Digitalisierung der Verwaltung federführenden 
Bundesministerium  des  Innern,  für  Bau  und  Heimat  be­
reitgestellt. Die Antragstellung erfolgt auch im neuen Ver­
fahren  über  einen  „prüfenden  Dritten“  (Steuerberater, 
Wirtschaftsprüfer,  vereidigter  Buchprüfer,  Rechtsanwalt), 
der  das  beantragende  Unternehmen  meist  schon  gut 
kennt. Dank dieser Vorprüfung können die Anträge zügig 
beschieden und die Hilfen schnell ausgezahlt werden. Die 
Antragsbearbeitung und die Auszahlung erfolgen wieder­
um über die Bewilligungsstellen der Bundesländer. 

Quelle: PM BMF

Erfolgsmodell Kurzarbeit wird verlängert
Das Bundeskabinett hat den Entwurf eines Gesetzes zur 
Beschäftigungssicherung  infolge  der  COVID­19­Pande­
mie  (Beschäftigungssicherungsgesetz)  zusammen  mit 
dem Entwurf einer Ersten Verordnung (VO) zur Änderung 
der Kurzarbeitergeldverordnung sowie den Entwurf einer 
Zweiten VO über  die Bezugsdauer  für  das Kurzarbeiter­
geld  beschlossen.  Das  Beschäftigungssicherungsgesetz 
wird  nun  im  parlamentarischen  Verfahren  behandelt.  Es 
soll gemeinsam mit den beiden VO‘en am 1. Januar 2021 
in Kraft treten.

Das Maßnahmenpaket umfasst folgende Komponenten:

Gesetz zur Beschäftigungssicherung:
•  Die  Regelung  zur  Erhöhung  des  Kurzarbeitergeldes 
(auf 70/77 % ab dem vierten Monat und 80/87 % & ab 
dem siebten Monat) wird bis zum 31. Dezember 2021 
verlängert  für Beschäftigte,  deren Anspruch auf Kurz­
arbeitergeld bis zum 31. März 2021 entstanden ist.

• Die bestehenden befristeten Hinzuverdienstregelungen 
werden  insoweit  bis  31.  Dezember  2021  verlängert, 
als dass Entgelt aus einer während der Kurzarbeit auf­
genommenen  geringfügig  entlohnten  Beschäftigung 
anrechnungsfrei bleibt.

•  Zudem wird der Anreiz, Zeiten des Arbeitsausfalls  für 
berufliche Weiterbildung zu nutzen, dadurch weiter ge­
stärkt,  dass  die  für  diese  Fälle  geregelte  hälftige  Er­
stattung  der  Sozialversicherungsbeiträge  nicht  mehr 
daran  geknüpft  wird,  dass  die  Qualifizierung mindes­
tens 50 % der Zeit des Arbeitsausfalls betragen muss.

Erste VO zur Änderung der Kurzarbeitergeld­VO
•  Die  Zugangserleichterungen  (Mindesterfordernisse, 
negative  Arbeitszeitsalden)  werden  bis  zum  31.  De­
zember  2021  verlängert  für Betriebe,  die  bis  zum         
31. März 2021 mit der Kurzarbeit begonnen haben.

• Die Öffnung des Kurzarbeitergeldes für Leiharbeitneh­
merinnen und Leiharbeitnehmer wird bis zum 31. De­
zember  2021  verlängert  für  Verleihbetriebe,  die  bis 
zum 31. März  2021 mit  der Kurzarbeit  begonnen ha­
ben.

•  Die  vollständige  Erstattung  der  Sozialversicherungs­
beiträge während der Kurzarbeit wird bis 30. Juni 2021 
verlängert.  Vom  1.  Juli  2021  bis  31.  Dezember  2021 

werden  die  Sozialversicherungsbeiträge  zu  50  %  er­
stattet, wenn mit der Kurzarbeit bis 30. Juni 2021 be­
gonnen wurde.

Zweite VO über die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld
• Die Bezugsdauer für das Kurzarbeitergeld wird für Be­
triebe,  die  mit  der  Kurzarbeit  bis  zum  31.  Dezember 
2020  begonnen haben,  auf  bis  zu  24 Monate  verlän­
gert, längstens bis zum 31. Dezember 2021.

Quelle: PM BMAS

LESEZEICHEN: 

Rückwirkung der 
Rechnungsberichtigung
Das  BMF  hat  sich  zur  Frage  der  rückwirkenden 
Rechnungsberichtigung  geäußert:  Rückwirkung  der 
Rechnungsberichtigung auf den Zeitpunkt der ursprüngli­
chen Ausstellung  und Vorsteuerabzug  ohne Besitz  einer 
ordnungsmäßigen Rechnung: tinyurl.com/y386gr39

BAUHERREN UND VERMIETER

Modernisierung des Wohnungseigen­
tumsgesetzes

Der  Deutsche  Bundestag  hat  den  Entwurf  eines  Woh­
nungseigentumsmodernisierungsgesetzes  beschlossen, 
welcher folgende Eckpunkte enthält:

•  Jede Wohnungseigentümerin  und  jeder Wohnungsei­
gentümer erhält im Grundsatz einen Anspruch auf den 
Einbau einer Lademöglichkeit  für ein Elektrofahrzeug, 
den barrierefreie Aus­ und Umbau sowie Maßnahmen 
des  Einbruchsschutzes  und  zum  Glasfaseranschluss 
auf eigene Kosten.

•  Die  Beschlussfassung  über  bauliche  Veränderungen 
der  Wohnanlage  wird  vereinfacht,  insbesondere  für 
Maßnahmen, die zu nachhaltigen Kosteneinsparungen 
führen oder die Wohnanlage in einen zeitgemäßen Zu­
stand versetzen.

•  Die  Organisation  der  Verwaltung  wird  effizienter,  der 
Verwaltungsbeirat  als  Kontrollorgan  gegenüber  dem 
Verwalter gestärkt.

• Die Qualität der Verwaltung wird erhöht, indem wir den 
Wohnungseigentümerinnen  und  Wohnungseigentü­
mern  die  Möglichkeit  geben,  die  Verwaltung  einem 
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zertifizierten  Verwalter  zu  übertragen,  der  seine 
Sachkunde  in  einer  Prüfung  vor  der  Industrie­  und 
Handelskammer nachgewiesen hat.

• Die Online­Teilnahme an Versammlungen kann gestat­
tet werden.

•  Das Streitpotential  in  der Gemeinschaft  soll  reduziert 
werden,  indem  streitträchtige  Vorschriften  klarer  ge­
fasst werden. Lässt sich ein Streit nicht vermeiden, soll 
eine  Änderung  der  gerichtlichen  Verfahrensvorschrif­
ten eine effiziente Streitbeilegung fördern.

Quelle: PM BMJV

EINKOMMEN UND PERSÖNLICHE 
VORSORGE

Grunderwerbsteuer als Werbungskos­
ten bei Bestellung eines Nießbrauchs 

Bei  einer  schenkweisen  Übertragung  einer  vermieteten 
Immobilie  unter  Nießbrauchsvorbehalt  gehört  die  hier­
durch  ausgelöste  Grunderwerbsteuer  nicht  zu  den Wer­
bungskosten  des  Vorbehaltsnießbrauchers  aus  Vermie­ 
tung und Verpachtung.

Sachverhalt
Die Kläger, ein Ehepaar, sind hälftige Miteigentümer eines 
vermieteten Hausgrundstücks,  das  sie mit Übergabever­
trag  vom 16.  Juni  2015  gegen Nießbrauchsvorbehalt  an 
sechs Personen übertrugen. Bei  den Übernehmern han­
delt es sich um die Neffen und Nichten des Klägers. Das 
Grundstück  war  bisher  und  wird  weiterhin  an  eine  der 
Übernehmerinnen  vermietet. Die  gegen  die Übernehmer 
festgesetzte  Grunderwerbsteuer  wurde  von  den  Klägern 
übernommen, die sie als Werbungskosten bei  ihren Ein­
künften aus Vermietung und Verpachtung geltend mach­
ten.  Das  beklagte  Finanzamt  (FA)  ließ  die  Grunder­ 
werbsteuer in Höhe von insgesamt 6.066 EUR nicht zum 
Werbungskostenabzug zu, da es sich bei den Kosten  im 
Zusammenhang mit  der  Übergabe  des Grundstücks  um 
Aufwendungen  auf  der  Vermögensebene  und  nicht  um 
Werbungskosten handele. Die hiergegen erhobene Klage 
wies das Finanzgericht (FG) ab.

Die  infolge  der  Übertragung  des  Vermietungsobjektes 
entstandene Grunderwerbsteuer  in Höhe von 6.066 EUR 
seien  keine  Werbungskosten  im  Sinne  des  §  9 Abs.  1 
Satz 1 EStG. Das die Entstehung der Grunderwerbsteuer 

auslösende  Moment  sei  nämlich  in  dem  privaten  Ent­
schluss  der  Kläger  zu  sehen,  das Grundstück  im Wege 
der  vorweggenommenen  Erbfolge  auf  die  Neffen  und 
Nichten  des  Klägers  zu  übertragen.  Bei  dieser  Übertra­
gung handele es sich – einkommensteuerlich betrachtet – 
um die Zuwendung des mit dem Nutzungsrecht der Klä­
ger belasteten (Mit­)Eigentums. Solche freiwilligen, unent­
geltlichen  Zuwendungen würden  durch  §  12 Nr.  2  EStG 
der einkommensteuerlich  irrelevanten Privatsphäre zuge­
ordnet.

Sei aber die Zuwendung wegen § 12 Nr. 2 EStG  in ein­
kommensteuerrechtlicher  Sicht  notwendig  ein  privater 
Vorgang, so könnten die Kosten, die  im Zusammenhang 
mit einer solchen Vermögensübertragung anfallen, grund­
sätzlich  ebenfalls  nicht  der  Erwerbssphäre  des  Steuer­
pflichtigen zugeordnet werden. Dies gelte auch, wenn und 
soweit – wie im Streitfall – die Kosten deshalb angefallen 
seien,  weil  sich  die  Übergeber  die  weitere  Nutzung  des 
zugewendeten  Vermögens  zur  Einkunftserzielung  vorbe­
halten  haben.  Insofern  bestehe  zwar  durchaus  auch  ein 
wirtschaftlicher  Zusammenhang  der  gezahlten  Grunder­
werbsteuer mit künftigen Vermietungseinkünften der Klä­
ger.  Diese  Aufwendungen  seien  bei  wertender 
Betrachtung aber nicht durch die Absicht, steuerpflichtige 
Einnahmen  zu  erzielen,  verursacht  (die Absicht  und  tat­
sächliche  Möglichkeit  hierzu  hätten  die  Kläger  uneinge­
schränkt bereits vor der Übertragung der Einkunftsquelle 
gehabt), sondern fänden ihre Veranlassung unmittelbar in 
der  unentgeltlichen  Zuwendung  der  Immobilie.  Dieser 
Vorgang sei wegen § 12 Nr. 2 EStG dem privaten Bereich 
zuzuordnen  und  überlagere  andere  Veranlassungszu­
sammenhänge vollständig.

Quelle: FG Baden­Württemberg, Newsletter

Kfz­Steuer wird ökologischer 
ausgerichtet
Der  Finanzausschuss  hat  einem  von  der  Bundesregie­
rung  eingebrachten  Entwurf  des  Siebten  Gesetzes  zur 
Änderung  des  Kraftfahrzeugsteuergesetzes  zugestimmt. 
Damit  werden  Beschlüsse  aus  dem  Klimaschutzpro­
gramm 2030 umgesetzt. 

Der Gesetzentwurf sieht zur Förderung des Umstiegs auf 
elektrische Antriebe  eine  Verlängerung  der  zehnjährigen 
Kraftfahrzeugsteuerbefreiung  für bis Ende 2025 erstmals 
zugelassene reine Elektrofahrzeuge vor. Die Steuerbefrei­
ung soll  längstens bis 31. Dezember 2030 gelten. Autos 
mit  hohem Ausstoß  von  Kohlendioxid  sollen  stärker  be­
steuert  werden.  Um  die  Nachfrage  deutlicher  auf  Fahr­
zeuge mit  reduziertem Emissionspotenzial  zu  lenken,  ist 
eine noch stärkere Berücksichtigung der C02­Komponen­
ten  durch  Einführung  eines  progressiven  C02­Tarifs  bei 
der Kraftfahrzeugsteuer  für PKW mit Verbrennungsmotor 
beabsichtigt.  Der  progressive  Tarif  soll  signalisieren, 
"dass höherer Kraftstoffverbrauch künftig nicht erst an der 
Tankstelle  finanziell  spürbar  wird",  heißt  es  in  dem  Ent­
wurf. 

Quelle: Bundestag
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FÜR SPARER UND KAPITALANLEGER

Wohnungseinrichtung ist nicht in den 
Spekulationsgewinn einzubeziehen 
Beim  Verkauf  einer  Ferienwohnung  ist  das  mitverkaufte 
Inventar  nicht  der  Besteuerung  als  privates  Veräuße­
rungsgeschäft zu unterwerfen. Dies hat das Finanzgericht 
Münster mit Urteil entschieden.

Der Kläger erwarb im Jahr 2013 eine Ferienwohnung, die 
er  ab  2014  über  eine Agentur  vermietete.  Im  Streitjahr 
2016  veräußerte  er  die  Ferienwohnung,  wobei  im  Kauf­
vertrag ein Anteil von 45.000 EUR für das Zubehör veran­
schlagt wurde.

Das  Finanzamt  erfasste  für  2016  einen  steuerpflichtigen 
Veräußerungsgewinn nach § 23 EStG, in den es den Teil­
betrag von 45.000 EUR einbezog. Auch  insoweit  sei ge­
mäß  §  23  Abs.  1  Satz  1  Nr.  2  Satz  4  EStG  eine 
zehnjährige Frist anzusetzen, weil mit dem  Inventar Ein­
künfte  aus  Vermietung  und  Verpachtung  erzielt  worden 
seien. Hiergegen wandte der Kläger ein, dass es sich bei 
dem Inventar um Gegenstände des täglichen Gebrauchs 
handele, die nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG 
nicht der Besteuerung unterlägen.

Die hiergegen erhobene Klage hatte in Bezug auf das In­
ventar Erfolg. Das Gericht hat ausgeführt, dass hinsicht­
lich des Inventars  insgesamt keine Steuerpflicht vorliege. 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 4 schaffe keinen eigenstän­
digen Besteuerungstatbestand, sondern bewirke nur eine 
Verlängerung der Spekulationsfrist  von bestimmten Wirt­
schaftsgütern von einem Jahr auf zehn Jahre. Satz 2 der 
Norm  nehme  allerdings Gegenstände  des  täglichen Ge­
brauchs insgesamt von der Besteuerung aus. Um solche 
Gegenstände handele es sich bei Wohnungseinrichtungs­
gegenständen, weil diese typischerweise kein Wertsteige­
rungspotenzial hätten.

Quelle: FG Münster

AKTUELLE STEUERTERMINE
Lohnsteuer, Umsatzsteuer (M, Vj)
10.11.2020 (13.11.2020)*

Fälligkeit der Beiträge zur Sozialversicherung:
24.11.2020 (Beitragsnachweis)
26.11.2020 (Beitragszahlung)

Zur Wahrung der Frist muss der Beitragsnachweis am 
Vortag bis spätestens 24.00 Uhr eingereicht sein.

* Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung in 
Klammern. 

WICHTIGER HINWEIS
Gesetze und Rechtsprechung ändern sich fortlaufend. Nutzen Sie deshalb 

unsere Briefe zur  Information. Bitte denken Sie aber daran, dass Sie vor 

Ihren  Entscheidungen  grundsätzlich  unsere  Beratung  in Anspruch  neh­

men, weil wir sonst keine Verantwortung übernehmen können.

FÜR HEILBERUFE

Bundesrat billigt Patientendatenschutz­
gesetz
Grünes Licht auf dem Weg zur elektronischen Patienten­
akte: Der Bundesrat hat das Patientendatenschutzgesetz 
gebilligt,  das  der  Bundestag  Anfang  Juli  verabschiedet 
hatte. Es dient  der weiteren Digitalisierung des Gesund­
heitswesens.

Anspruch auf die Patientenakte
Bereits  nach  geltendem Recht müssen  die  Krankenkas­
sen den Versicherten ab 2021 eine elektronische Patien­
tenakte  anbieten.  Durch  den  nun  gebilligten  Bundes­ 
tagsbeschluss  erhalten  die  Versicherten  ab  2022  auch 
einen  Anspruch  darauf,  dass  Ärzte  die  Patientendaten 
darin  eintragen.  Bei  einem  Wechsel  der  Krankenkasse 
können Versicherte ihre Daten aus der elektronischen Pa­
tientenakte übertragen lassen.

E­Rezept auf dem Handy
Patienten  können  künftig  elektronische  Rezepte  auf  ihr 
Smartphone  laden  und  in  einer Apotheke  einlösen.  Die 
dazu nötige App soll als Teil der Telematikinfrastruktur im 
Laufe des Jahres 2021 zur Verfügung stehen. Ab 2022 ist 
die  elektronische Verordnung  von  verschreibungspflichti­
gen Arzneimitteln  in  der  Telematikinfrastruktur  verpflich­
tend vorgegeben.

Elektronische Facharztüberweisung
Auch  Überweisungen  zu  einem  Facharzt  lassen  sich 
künftig elektronisch übermitteln. Ab 2022 sollen die Versi­
cherten über  ihr Smartphone oder Tablet  für  jedes  in der 
Akte gespeicherte Dokument einzeln bestimmen können, 
wer darauf zugreifen darf. 

Verwendung der Daten
Die Versicherten sollen dem Patientendatenschutzgesetz 
zufolge  eigenverantwortlich  über  die  Verwendung  ihrer 
Gesundheitsdaten  entscheiden:  Die  Nutzung  der  ePA 
bleibt  freiwillig. Die Patienten selbst können  jederzeit auf 
ihre Daten zurückgreifen und diese einsehen.

Datenspende für Forschungszwecke
Ab  2023  können  die  Versicherten  ihre  Daten  auch  der 
Forschung  freiwillig  zur  Verfügung  stellen.  Die  Datensi­
cherheit  soll  in  der  Telematikinfrastruktur  jederzeit  ge­
währleistet sein. 

Unterzeichnung ­ Verkündung ­ Inkrafttreten
Nach  der Unterzeichnung  durch  den Bundespräsidenten 
kann  das  Gesetz  im  Bundesgesetzblatt  verkündet  wer­
den. Es soll am Tag darauf in Kraft treten.

Quelle: Bundesrat
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